
3. Historischer Überblick der Entstehung des Umweltrechts in Europa 

a) Umweltrecht in der Antike 

Bereits im antiken Zeitalter entwickelte sich in verschiedenen Kulturen, vor allem vor 

dem Hintergrund der Ressourcenschonung,  das Bewusstsein für den Schutz der 

Umwelt. In den Flusskulturen Ägyptens und Mesopotamiens wurden daher Regeln 

entwickelt, die der planmäßigen Bewirtschaftung des Wassers dienen sollten. Auch 

im römischen Recht fanden sich Vorschriften zur Reinhaltung des Kanalisationssys-

tems, der Wasserleitungen und Brunnen sowie des Kloakensystems. 

Das römische Baurecht sah sogar bereits vor, dass emittierende Anlagen und Be-

triebe außerhalb des Kern- und Stadtgebiets angesiedelt werden sollten. 

b) Entwicklung des Umweltrechts bis 1945 

Diese Entwicklung der Ausgestaltung des Umweltrechts setzte sich auch im vorin-

dustriellen Zeitalter in Europa fort, indem erste Gewerbegesetze mit umweltrechtli-

chen Inhalten erlassen wurden, wie zum Beispiel das Verbot der Abfallentsorgung in 

bestimmten Medien oder die Mühlenordnungen. 

In Frankreich wurde bereits im Jahre 1810 das erste Immissionsschutzgesetz einge-

führt, das zwischen gefährlichen und nicht gefährlichen Anlagen trennte. Die preußi-

sche Allgemeine Gewerbeordnung von 1845 sah ein Genehmigungserfordernis für 

„gewerbliche Anlagen, welche durch ihre örtliche Lage oder die Beschaffenheit der 

Betriebsstätten für die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke er-

hebliche Nachteile, Gefahren oder Belästigungen herbeiführen können“ (§ 26 PrGe-

wO) vor. Dass insbesondere das Wasser als zentrales umweltrechtliches Medium in 

den Mittelpunkt der umweltrechtlichen Betrachtung des 19. und frühen 20.  Jahrhun-

derts rückte zeigt auch das Gesetz zur Wasserreinhaltung, zur Abfallbeseitigung und 

zum Schutz von Naturdenkmälern aus dem Jahre 1900. 

Schließlich wurde der Naturschutz sogar als Schutzgegenstand in die Weimarer Ver-

fassung von 1919 aufgenommen („Die Denkmäler […] der Natur genießen den 

Schutz und die Pflege des Staates.“ (Art. 150 WRV)). 
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e) Entwicklung des Umweltrechts in der EU 

Zunächst waren im EWG-Vertrag aus dem Jahre 1957 noch keinerlei Umweltbelange 

geregelt. Erst ab Anfang der 1970er Jahre kam es zu einer intensiven Gemein-

schaftstätigkeit im Umweltbereich, für welche der Ausgangspunkt die diesbezügliche 

Erklärung der Staats- und Regierungschefs von 1972 auf der Pariser Gipfelkonferenz 

darstellt. 

Die Ursache für die Befassung der EU bezüglich Fragen mit Umwelt- und Natur-

schutzcharakter liegt einerseits in der Tatsache, dass Umweltprobleme nicht nur re-

gionalen, sondern überregionalen Charakter besitzen, sodass gerade auf überstaatli-

cher Ebene der größte Handlungsbedarf besteht. Andererseits führten jedoch die 

unterschiedlichen Umweltgesetze der Mitgliedstaaten dazu, dass der gemeinsame 

Markt und Wettbewerb sowie die Grundfreiheiten verzerrt wurden, indem für die glei-

chen Tätigkeiten, die einen Bezug zum Umweltrecht aufwiesen, unterschiedliche 

Standards in den Mitgliedstaaten galten. 

Primärrechtlich wurde mit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) 1987 die Um-

weltpolitik der EU mit Einführung des Titels VII „Umwelt“ auf eine vertragliche Grund-

lage gestellt (Art. 130 r-t EWGV). Der Vertrag von Maastricht wiederum nahm 1992 

den Umweltschutz als Zielbestimmung mit auf, wohingegen mit dem Amsterdamer 

Vertrag das Nachhaltigkeits- und Querschnittsprinzip Regelungsgegenstand der Ver-

träge wurden (hierzu später ausführlich). 

Der Vertrag von Lissabon nahm 2009 den Klimawandel als Umweltaufgabe mit auf 

und schuf einen eigenen Titel „Energie“ (Art. 194 AEUV). 

 

 

 

 

 

 

 


